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Bearbeiter/in:
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Zimmer:
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Telefon:
(030) 9028 (Intern: 928) 2217

Telefax:
(030) 9028 (Intern: 928) 2063

Datum:
26. September 2005

An die 

Bezirksstadträtinnen und

Bezirksstadträte für Soziales

der Bezirksämter von Berlin

nachrichtlich

Senatsverwaltung für Finanzen

- II D - 

Zielvereinbarung über die Einführung eines Fallmanagements in der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach SGB XII

Anlagen

Sehr geehrte Damen und Herren,

in der Anlage übersende ich Ihnen zwei Exemplare der von mir sowie Herrn Staatssekretär Schulte unterzeichneten Zielvereinbarung über die Einführung eines Fallmanagements in der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach SGB XII nebst Anlagen. Ich bitte Sie, dieses Angebot anzunehmen und ein Exemplar der Vereinbarung unterzeichnet an mich zurück​zusenden. Sollte Ihrerseits dazu keine Bereitschaft bestehen, wäre ich für eine entsprechende schriftliche Mitteilung dankbar.

Da sich im Verhältnis zu der Ihnen bekannten Entwurfsfassung vom 20. April 2005 noch einige Änderungen ergeben haben, erlaube ich mir die nachfolgenden Hinweise:

· Das Inkrafttreten der Zielvereinbarung ist nunmehr auf den 01. Januar 2006 terminiert, die Einsparquote für 2006 beträgt 1 % der Ausgabendurchschnittssätze des Jahres 2005 und bei einer Verlängerung ab 2007 jährlich 2 % im Vergleich zum Vorjahr. Ein Inkrafttreten zu einem früheren Termin kommt aus meiner Sicht nicht in Betracht, da die derzeitige Daten​lage in PROSOZ/S im Bereich der Eingliederungshilfe noch immer so ungenügend ist, dass monatliche Referenzdaten aus 2005 für ein Controlling in 2006 voraussichtlich nicht vor Anfang nächsten Jahres zur Verfügung stehen werden. Ich verweise diesbezüglich auf das Schreiben SenGSV – I A 41 – vom 22. Juli 2005 zur Buchungsqualität bei den Transfer​produkten der Eingliederungshilfe und Hilfe zur Pflege im Haushaltsjahr 2005, das den Amtsleiter/innen für Soziales nachrichtlich zugegangen ist. Die darin genannte AG „Sozialhilfedaten“ hat am 14. September 2005 ihre Arbeit aufgenommen und wird gemeinsam mit den Bezirken und der Senatsverwaltung für Finanzen zunächst eine qualitätsgesicherte Datenbasis für die Eingliederungshilfe realisieren. Ich darf an dieser Stelle auch an Sie appellieren, eine umfassende und korrekte Datenerfassung in PROSOZ/S in Ihrem Geschäftsbereich sicherzustellen. Die Auswertungen der Daten des I. Quartals 2005 im Juli haben eine Datenunterfassung von zum Teil 95 % (!!!) bei einzelnen Leistungs​unterarten der Eingliederungshilfe gegenüber der tatsächlichen Zahlung in PROFISKAL ergeben. Unabhängig von sonstigen Problemlagen der Datengewinnung, die einer Lösung zugeführt werden müssen, ist die Ermittlung von Ausgabendurchschnittssätzen für die Abrechnung der Zielvereinbarung erst dann möglich, wenn der Datenbestand der Bezirke auf vollständigen und validen Eingaben beruht.


· Die Definition der Ausgabendurchschnittssätze der Eingliederungshilfe wurde – wie vereinbart – in der Koordinierungs-AG des Projektes „Modellsozialamt 2005“ konkretisiert und mit SenFin abgestimmt. Sie orientiert sich am Produktkatalog der Bezirke sowie den Unterkontenstrukturen des Titels 67126, ohne dieselben inhaltlich oder strukturell zu verändern. Die genaue Definition ist der Anlage 1 der Zielvereinbarung zu entnehmen.


· Für das künftige Abrechnungsverfahren wurden Formbögen entwickelt, die in der Anlage 2 der Zielvereinbarung beigefügt sind. Sie basieren auf den bewährten Berichtsbögen des Abrechnungsverfahrens der Fallausgabendurchschnittssatzverordnung (FaDuVO). Ich weise vorsorglich noch einmal darauf hin, dass die über das Trägerbudget finanzierte Eingliede​rungshilfe für seelisch behinderte Menschen nicht in die Abrechnung der Zielvereinbarung mit einfließt, die Daten aber zur vollständigen Abbildung aller Eingliederungshilfeausgaben und –empfänger mit erhoben werden. Die Abrechnungsbögen werden den Bezirken nach Unterzeichnung der Zielvereinbarung als excel-Datei zur Verfügung gestellt.


· In der Zielvereinbarung ist nunmehr auch die Zuständigkeit für die Berichtslegung durch die Bezirke verankert (vgl. Ziff. 6.2 der Vereinbarung). Danach obliegt diese Rolle den nach § 6 Abs. 2 der FaDuVO Steuerungsverantwortlichen, da aufgrund des erheblichen Rückganges der Fallzahlen bei der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen dort personelle Ressourcen zur Verfügung stehen. 


· Die in der Zielvereinbarung genannten Termine wurden an das Inkrafttreten zum 01. Januar 2006 angepasst. Bezüglich der Qualifizierungsmaßnahmen verbleibt es bei dem verabrede​ten Schulungsbeginn im Oktober 2005. Ich habe insofern den Wunsch einiger Bezirke aufgegriffen, zunächst in der VAK die Grundlagen des Fallmanagements zu vermitteln, bevor es konkrete Steuerungsaufgaben wahrzunehmen gilt.


· Die Formulierung hinsichtlich der Eingruppierung/Vergütung der künftigen Fallmangerinnen und Fallmanager (vgl. Ziff. 5.1) wurde in Abstimmung mit der Senatsverwaltung für Finanzen an eine im Zuge der Senatsbefassung der Vorlage Nr. 2208/05 „Modellsozialamt 2005“ verabredete Verfahrensweise zur weiteren Aufklärung der Eingruppierungsfrage angepasst. Die darin angekündigte länderübergreifende Erhebung werde ich unverzüglich in die Wege leiten und Ihnen die Ergebnisse zu gegebener Zeit übersenden. 

Abschließend möchte ich mich noch einmal für die konstruktive Zusammenarbeit bei der Erarbeitung der Zielvereinbarung bedanken. Ich gehe davon aus, dass die Einführung des Fallmanagements bei der Betreuung behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen zu mehr Qualität und Kostenbewusstsein in der täglichen Arbeit führt, aber auch den Arbeitsplatz „Sozialamt“ wieder attraktiv macht. 

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Petra Leuschner
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	Dienstgebäude:
	Fahrverbindungen:
	Sprechzeiten:
	Zahlungen bitte
	Kontonummer
	Geldinstitut
	Bankleitzahl

	Oranienstraße 106
	- U6 Kochstr., Bus M29
	Montag bis Freitag
	bargeldlos nur an die
	58-1 00
	Postbank Berlin
	100 100 10

	10969 Berlin
	- U8 Moritzplatz, Bus M29
	von 10.00 bis 14.00 Uhr
	Landeshauptkasse,
	9 919 260 800
	Berliner Bank AG
	100 200 00

	
	- U2 Spittelmarkt (ca. 10 Min. Fußweg)
	bzw. nach Vereinbarung
	Klosterstr. 59
	0 990 007 600
	Landesbank Berlin
	100 500 00
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	- S1, S2, S25 Anhalter Bahnhof, Bus M29
	
	10179 Berlin
	10 001 520
	LZB Berlin
	100 000 00

	
	- Bus M29, 265
	
	
	
	
	


E-Mail: Karin.Mittelstaedt@sengsv.verwalt-berlin.de
Internet: www.berlin.de/sengsv/

(Der Empfang elektronisch signierter Dokumente ist vorerst nicht möglich.)
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